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ihren Verpflichtungen aus den Kollektivverträgen, besonders den Verpflichtungen zur Erhöhung der Qualifikation 
der Arbeiter, zur Verbesserung des Arbeitsschutzes und zur kulturellen Betreuung der Arbeiter nicht voll nach- 
kommen. In einigen Betrieben gibt es Mängel in der Organisation des Wettbewerbes, in der Förderung der 
Aktivisten, der Produktion sowie in der Verwendung der Direktorfonds. Die Beseitigung dieser und ähnlicher 
Mängel ist die nächste Aufgabe sämtlicher Organe der Staatsmacht und der Massenorganisationen unserer Republik.

Der Krieg hat uns als Erbe einen akuten Wohnungs mangel hinterlassen, der sich besonders auf die Arbeiter
familien auswirkte. Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ist der Ansicht, daß jetzt von der 
geschaffenen Möglichkeit Gebrauch gemacht werden muß, das Wohnungsbäuprogramm breiter zu entfalten und 
den Wiederaufbau der zerstörten Städte zu verstärken. Besonders die Zahl der Krankenhäuser, Schulen, Kinder
gärten, Kinderkrippen, Bade- und Waschanstalten, der Geschäfte, Gaststätten und Speiseräume ist zu erhöhen 
und deren Arbeit zu verbessern.

Die weitere Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter sowie die Steigerung ihrer 
politischen Aktivität und Arbeitsaktivität im gesamten Leben unserer Republik ist ein wichtiger Bestandteil der 
Politik des neuen Kurses.

Den Gewerkschaften, als den Interessenvertretern der Arbeiter und Angestellten, werden weitere Rechte und 
Möglichkeiten zur Wahrnehmung der Interessen der Arbeiterklasse und zur wirksamen Kontrolle der für die 
Arbeiter und Angestellten erlassenen Gesetze und Verordnungen gegeben. Insbesondere werden den Gewerk
schaftei?. weitere Rechte und Möglichkeiten hinsichtlich der unbedingten Erfüllung der Betriebskollektivverträge 
bzw. Betriebsvereinbarungen eingeräumt.

Zur Lösung dieser Aufgaben beschließt der Ministerrat der Deutschen Demokratischen Republik:

I.

Über Maßnahmen zur weiteren Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter

1. Die wichtigste Aufgabe aller Ministerien und der 
übrigen Staats- und Wirtschaftsorgane, aller Leiter 
von Betrieben und Ämtern, aller örtlichen Organe 
der Staatsgewalt der Republik ist die Sorge um 
die weitere Verbesserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Arbeiter durch die volle und 
rationelle Verwendung der für diese Zwecke be
reitgestellten staatlichen Mittel sowie durch die 
Ermittlung und Verwendung zusätzlicher örtlicher 
Reserven.
Die Regierung appelliert an alle demokratischen 
Parteien, an die Gewerkschaften und an alle an
deren Massenorganisationen sowie an die demo
kratische Presse, den Staatsorganen und Betriebs
leitungen bei der Lösung dieser wichtigen Aufgabe 
des neuen Kurses zu helfen.

2. Im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit der Betriebs
leitungen volkseigener Betriebe muß die genaue 
und termingerechte Erfüllung der Kollektivverträge 
stehen, die sowohl Verpflichtungen der Arbeiter 
und Angestellten zur Erfüllung des Betriebsplanes 
als auch Verpflichtungen der Betriebsleitung auf 
dem Gebiete des Arbeitsschutzes und zur Verbesse
rung der Lebensbedingungen der Arbeiter ent
halten.
Die Betriebsleiter haben zusammen mit den Be
triebsgewerkschaftsleitungen regelmäßig die Durch
führung der in den Kollektivverträgen enthaltenen 
Verpflichtungen der Betriebsleitung und der Arbei
ter zu kontrollieren; in jedem Quartal auf Beleg
schaftsversammlungen Rechenschaft über die Er
füllung der Kollektivverträge zu geben; alle Vor
aussetzungen für eine breite Entfaltung der Kritik 
und Selbstkritik an der Arbeit der Wirtschafts
organe zur Erfüllung der Kollektivverträge zu 
sichern; aufmerksam alle Vorschläge und Be
schwerden der Arbeiter zu prüfen und auf eine 
rasche Verwirklichung der angenommenen Vor
schläge zu dringen.
Zur ständigen Kontrolle und Erfüllung aller Ver
pflichtungen der Betriebskollektivverträge haben 
die Gewerkschaftsleitungen das Recht, auch zwi-»

sehen der Quartalsrechenschaftslegung die zustän
digen Wirtschaftsfunktionäre aufzufordern, zu be
stimmten Verpflichtungen Rechenschaft vor der 
gewählten Gewerkschaftsleitung abzulegen.
Alle Ministerien sind verpflichtet, den Betrieben 
die erforderliche Hilfe beim Abschluß der Kollek
tivverträge zu gewähren und die Kontrolle über 
die Erfüllung der Kollektivverträge auszuüben.
Die Ministerien haben in den Kollegien regel
mäßig die Ergebnisse der Überprüfungen zu 
behandeln und diejenigen Betriebsleiter streng zur 
Verantwortung zu ziehen, die die Kollektivverträge 
nicht voll erfüllen.

3. Eine der wichtigsten Verpflichtungen der Staats
und Wirtschaftsorgane ist die tägliche Sorge um die 
Schaffung der günstigsten Arbeitsbedingungen für 
die Arbeiter, um die Erhaltung ihrer Gesundheit 
und um die Verhinderung von Betriebsunfällen, wie 
dies durch die Gesetze der Deutschen Demokrati
schen Republik vorgeschrieben ist 
In diesem Zusammenhang ist folgendes erforder
lich:
a) Die Betriebsleiter sind zur strengen Einhaltung 

der bestehenden Arbeitsgesetze und der Bestim
mungen über den Arbeitsschutz verpflichtet.
Die Ministerien einschließlich des Ministeriums 
für Arbeit, die Räte der Bezirke und Kreise und 
besonders die örtlichen Arbeitsschutzinspektio
nen haben die Einhaltung der Gesetze und 
der Arbeitsschutzbestimmungen durch die Be-

' triebsleiter streng und ständig zu kontrollieren. 
Die Hauptsicherheitsinspektionen in den Mini
sterien, die Sicherheitsinspektionen in den Be
trieben sowie die Arbeitsschutzinspektionen in 
den Bezirken und Kreisen sind durch qualifi
zierte Mitarbeiter zu verstärken.

b) Die Rolle der gewerkschaftlichen Arbeitsschutz
funktionäre, die von den Betriebsbelegschaften 
aus den Reihen der Aktivisten und der techni
schen Intelligenz gewählt werden, aber keine 
wirtschaftlichen Verwaltungsfunktionen beklei
den, ist zu verstärken. Ihnen wird das Recht 
gegeben, Wirtschaftsfunktionäre bzw. Betriebs
inhaber für Verstöße gegen die Gesetze und Be
stimmungen des Arbeitsschutzes zur Verantwor
tung ziehen zu lassen.


